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Kommentar

Das Ende der 
Mietpreisbremse?
Wirtschaftliche Vernunft 
muss keine Frage der 
politischen Lager sein

Von Lars Eichert, Landesvorsitzender 
Haus & Grund Brandenburg

Hoffentlich ist etwas dran an dem Grundsatz, dass gute 
Beispiele Schule machen. Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein legen bei der Mietpreisbremse jetzt 
nämlich mit gutem Beispiel vor. 
In den Koalitionsverträgen aus Düsseldorf und Kiel 
setzen CDU, FDP und auch die Grünen mit der Entschei-
dung zur Abschaffung der Mietpreisbremse ein positives 
Signal für den Wohnungsmarkt. Besonders erfreulich ist 
dabei, dass auch die Grünen in Schleswig-Holstein sich 
zu diesem folgerichtigen Schritt entschieden haben. 
Was wirtschaftlich unsinnig ist, Fehlentwicklungen 
fördert, statt die erhoffte Entwicklung zu entfalten, 
gehört abgeschafft.
Haus & Grund hat zur Mietpreisbremse deutlich ge-
macht, dass diese nicht nur verfassungswidrig ist, 
sondern auch die erwünschte Wirkung nicht erreichen 
kann. Die Mietpreisbremse schützt nämlich nicht die 
Mieter. Vielmehr werden finanzstarke Wohnungssu-
chende geschützt, die sich dadurch mehr Wohnraum zu 
geringeren Mieten leisten können. Beliebte Stadtteile 
werden durch Mietbegrenzungen noch attraktiver, und 
die Nachfrage steigt dort weiter, ohne dass das Angebot 
im gleichen Umfang ausgeweitet wird. Die bestehenden 
Probleme auf dem Wohnungsmarkt werden mit der 
Mietpreisbremse also eher verschärft als gelöst.
Mit einer Entscheidung des Landgerichts Berlin wird 
der Irrsinn bei der Mietpreisbremse aber besonders 
offensichtlich. Dort hat nämlich ein Mieter erstritten, 
dass seine Miete aufgrund der Mietpreisbremse redu-
ziert wird, während er selbst etwa zwei Drittel seiner 
Wohnung zum Vierfachen der von ihm gezahlten Miete 
untervermietet. 
Die untaugliche und verfassungswidrige Mietpreis-
bremse ermöglicht es also Mietern, Geschäfte mit 
Wohnungen zu machen, die sie mit Preisbindung vom 
Eigentümer anmieten. Ob solche Entscheidungen SPD 
und LINKE in Brandenburg dazu bringen, von einem 
untauglichen und sogar schädlichen Instrument abzu-
lassen, bleibt leider zweifelhaft, lässt sich dieser Versuch 
der Preisregulierung doch trotz der schlechten Wirkung 
wegen seines werbewirksamen Namens dem Wähler 
so gut verkaufen. 
Trotzdem bleibt zu hoffen, dass endlich die wirtschaft-
liche Einsicht auch in Brandenburg obsiegt – wenn nicht 
durch die regierenden Parteien, dann vielleicht durch 
die Entscheidung der Wähler.


